
 
ArbG Mann heim, Urteil vom 19.05.2015, 7 Ca 254/14

  
Schlagworte: Kündigung: Verhaltensbedingt, Rechtsradikaler
  
Gericht: Arbeitsgericht Mannheim
Aktenzeichen: 7 Ca 254/14
Typ: Urteil
Entscheidungsdatum:19.05.2015
  
Leitsätze:
Vorinstanzen:
  

Te nor

1. Die Klage wird abgewiesen.

2. Der Kläger hat die Kosten des Rechts streits zu tragen.

3. Der Streitwert wird auf € 8.436,24 festgesetzt.

Tatbe stand

Die Par tei en strei ten um die Wirksamkeit ei ner außerordent li chen Kündi gung der Beklagten vom 23. Mai 2014.

Der Kläger ist seit dem 01. September 2010 bei der Beklagten als Erzieher in Vollzeit im Kinderhaus F. in M., dort im Kinderhort zur Betreuung von Schul kin-
dern beschäftigt. Grund lage des Arbeits verhältnisses ist ein schriftli cher Arbeits vertrag vom 19. Au gust 2010. Aufgrund Bezug nahme finden die Regelun gen
des Tarifvertrags des öffentli chen Diens tes TVÖD Anwen dung. Der Kläger ist in die Ent gelt grup pe S8 eingrup piert und erhält zuletzt ein Brut tomonats gehalt
von € 2.812,08.

Im Kinderhaus sind aktuell 114 Kinder zu betreuen, 64 davon im Hort. Die Gruppengröße zur Betreuung während des Mittags essens und der Hausaufgaben-
betreuung beläuft sich im Regel fall auf ca. 11 Kinder. Darüber hinaus hatte der Kläger ei ne sogenannte Bezugs grup pe zu betreuen, die sich einmal wöchent-
lich für ca. ei ne halbe St unde trifft.

Die Beklagte kündig te mit Schrei ben vom 23. Mai 2014, -zugegangen am glei chen Tag-, unterzeichnet durch den Lei ter des Fachbereichs Personal Herrn B.
Der Kläger wies diese Kündi gung mangels Voll machtvorlage umgehend zurück.

Der Kläger wehrt sich gegen die ihm gegenüber aus gesprochene Kündi gung mit sei ner Klage, die beim Arbeits gericht Mannheim am 02. Juni 2014 eingegan-
gen ist.

Der Kläger führt zur Begründung aus,

die Kündi gung sei von ei nem Vertreter ohne Vollmacht ausgesprochen worden. Der Kläger sei nicht Anhänger oder Sympathi sant der NPD, er sei kein rechts-
radi kaler Hoo li gan und er sei auch nicht in anderer Hinsicht der "Rechten Szene" angehörig.

Die Bil der, die den Kläger zei gen würden, sei en unter Verstoß gegen das Recht am ei genen Bild im Internet veröffentlicht worden und daher nicht verwend -
bar. Ei ne szenekundi ge Beamtin hätte des Wei teren erklärt, der Kläger sei nicht der gewaltberei ten Fanszene des SV Wald hof Mannheim zugehörig. Des Wei -
teren lägen Unterstützungs schriften von betreuten Kindern sowie El tern ihm gegenüber vor.

Er bestrei te die Vorwürfe der Beklagten ihm gegenüber. Ins besondere habe sich der Kläger niemals ausländerfeind lich oder dis kri mi nierend geäußert. Er ha-
be auch niemals versucht, die Kinder poli tisch zu beeinflussen. Ein syri scher Flücht lings junge habe sogar Zuflucht beim Kläger gesucht. Der Kläger sei bei
Kindern mit sogenanntem Mi grati onshintergrund immer besonders beliebt gewesen.

Der Kläger beantragt:

1. Es wird festgestellt, dass das Arbeits verhältnis zwischen den Partei en durch die außerordent li che fristlose Kündi gung der Beklagten vom 23.
Mai 2014, dem Kläger zugegangen am glei chen Tag, nicht zum Ablauf des 23. Mai 2014 beendet wurde, sondern über diesen Zeitpunkt hinaus
fort besteht.

2. Es wird wei terhin fest gestellt, dass das Arbeits verhältnis zwischen den Partei en durch die - hilfswei se ausgesprochene - ordent li che Kündi -
gung mit glei chem Schrei ben vom glei chen Tag nicht zum 30. Sep tember 2014 endet, sondern über diesen Zeitpunkt hinaus fortbesteht.

Die Beklagte beantragt, die Klage ab zuwei sen.

Die Beklagte führt zur Begründung aus,

der Fachbereichslei ter Personal Herrn B. sei kündi gungs berechtigt. Ei ne Vollmacht hätte der Kündi gung auch bei gelegen. Der Kläger habe die Funkti on des
Herrn B. als Lei ter des Fachbereichs Personal auch jeweils dem Intranet ent nehmen können (vgl. Anlage B15).

Der Kläger sei nicht geeignet, wei ter für die Beklagte zu arbei ten. Aufgrund dieses Eig nungs mangels sei die Beklagte berechtigt, das Arbeits verhältnis sofort
zu beenden.

Der Kläger sei ein gewaltberei ter Hooli gan und Anhänger des SV Wald hof Mannheim sowie Neonazi und Anhänger der neonazisti schen Partei NPD. Der Kläger
sei als Anhänger und Unterstützer bei der NPD-Kund gebung in Pirmasens sowie beim anschließen den NPD-Grill fest aufgetreten. Dort habe er sich mit
Äußerun gen wie "Stopp die Mas seneinwanderung", "Wir sind der Stachel im Arsch des Systems und wir werden bis zum Ende gehen. Deutschland muss be-
freit werden von den korrup ten Poli tikbanden", gemein gemacht. Ausländer sei en bei dieser Veranstal tung als Arbeits konkurrenten und Sozi al schnorrer dis-
kri mi niert worden. Es sei die Forderung nach ei nem Eigentums recht nur für Deutsche erhoben. Der Kläger sei auch Teil nehmer ei ner Demons trati on gegen
die Salafistenkund gebung vom 23. März 2014 in M. gewesen, bei der es zu rassis ti schen Ausbrüchen und Angriffen auf die Poli zei gekommen sei.

Der Kläger habe des Wei teren ein Stadi onverbot beim SV Wald hof Mannheim. Der Kläger unterhal te zwei Facebook-Pro fi le ein mal als "G. N." und einmal als
"T. N.". In bei den Profi len sei er mit dem NPD-Stadt rat, Christi an Hehl, befreun det. Er habe dieses Profil auch mit ei nem "gefällt mir" versehen. Ausweis lich
dieser Facebook-Sei ten höre er auch die Radiosender "Radio FSN und H8Machine". Dabei handelt es sich um rechtsradi kale Ra diosender im Internet.

Des Wei teren verwen det der Kläger beim Profil "G. N." ein Ti tel bild, bei dem mit Legospiel fi guren eine Straßenkampfszene nachgespielt würde, bei der Fi gu-
ren blutüberströmt am Boden lägen.

Der Kläger habe des Wei teren an einer Bushal testel le gegenüber ei ner Arbeits kol legin geäußert, dies im Dezember 2013/ Januar 2014 über ein vorbei lau fen-
des Kind auf den Vorhalt, dieses könne sein ei genes sein: "Dann hätte er Springerstiefel an und würde ein rotes Band am Arm tragen.". Die rote Armbinde
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sei ein si gni fi kantes Kennzei chen der national sozialis ti schen Bewegung während des drit ten Rei ches.

Des Wei teren habe der Kläger ei nen Vorfall in ei nem Gemüseladen unterstützend kommentiert, bei dem ein ausländi scher Kunde mit den Worten "sieg Heil
du Fickfehler" beschimpft worden sei. Des Wei teren habe der Kläger ein gemal tes Bild im Hort, bei dem ausländi sche und kaukasi sche Kinder miteinander
spiel ten, mit den Worten kommentiert: "Das sei doch traurig, dass schon mehr schwarze Kin der gemalt würden als weiße".

Des Wei teren trage der Kläger Thor Stei nar Kleidung, die der rechten Szene zugeordnet sei. Als Anlage B 13 (vgl. Bl. 335 d. A.) habe das Hortkind S. im Ein-
vernehmen und unter Mitwirkung des Klägers mögli cherwei se ein Bild erstellt, bei dem Adolf Hit ler und sein Sohn ei ne Mutter vergasen wol le. Der Kläger sei
Bezugs betreuer von Herrn S. Des Wei teren habe sich im Spind des Klägers ein Baseball schläger befunden mit der Aufschrift "Destroy KSC 23.03.2013, Carl-
Benz-Stadi on by Ben.Seiler". Dieser Baseball schläger, bei dem Blut sti li siert dargestellt werde, sei im Dienstschrank des Klägers inakzep tabel.

Die Beklagte habe am 06. Mai erstmals von den Anschul di gungen erfahren. Im Anschluss daran habe sie verschiedene Ermitt lun gen durchgeführt, des Wei te-
ren sei der Kläger angehört worden, dies mit Schrei ben vom 13. und 15. Mai 2014. Die Ant wort sei bei der Beklagten erst am 20. Mai 2014 eingegangen. Di -
rekt im Anschluss daran habe man den Personal rat betei ligt, dieser habe am 23. Mai der Kündi gung zugestimmt. Die Beklagte habe daraufhin umgehend ei -
ne Kündi gung aus gesprochen.

Das Gericht hat durch Einvernahme der Zeugin K. Beweis erhoben im Termin vom 10. März 2015 über die Frage der Äußerung hinsicht lich ei nes Kindes und
des sen Bekleidung.

Hinsicht lich der wei teren Einzel hei ten wird auf die Schriftsätze nebst Anlagen der Partei en vom 30. Mai 2014, 05. Juni 2014, 12. Juni 2014, 16. Juli 2014, 25.
August 2014, 10. Oktober 2014, 17. No vember 2014, 04. Februar 2015, die Gegenstand der münd li chen Verhandlung waren sowie auf die Sitzungs nieder-
schriften der öffent li chen Sit zun gen des Arbeits gerichts Mannheim vom 16. Juni 2014, 25. September 2014 und 10. März 2015 Bezug genommen. Ein weite-
rer Schriftsatz erreichte das Gericht am 30. März 2015.

Entscheidungs gründe

Die zulässi ge Klage ist unbegründet. Der Beklagten steht ein wichti ger Grund zur Beendi gung des Arbeits verhältnisses zur Verfügung, § 626 Absatz 1 BGB.

I.

1. Dem Arbeit geber des öffentli chen Diens tes kann ein Grund zur außerordent li chen Kündi gung zur Verfügung stehen, wenn entweder verhal tens beding te
Gründe im Sinne eines wichti gen Grundes im Sinne von § 626 Absatz 1 BGB ei ne sol che Kündi gung recht ferti gen oder aber, ebenfalls als wichti ger Grund im
Sinne von § 626 BGB ein personenbeding ter Kündi gungs grund anzunehmen ist. Durch In-Bezug nahme des Tarifvertrages des öffentli chen Diens tes unterliegt
der Kläger in sei nem dienst li chen Verhal ten, punktuell jedoch in sei nem außerdienst li chen Verhal ten ebenfalls, dem Grundsatz der Treue zur frei heitlich de-
mokrati schen Grund ordnung im Sinne des Grund geset zes. In diesem Sinne obliegt ihm ei ne poli ti sche Treuepflicht. Auch den Arbeit nehmer, den nur ei ne ein-
fache poli ti sche Treuepflicht trifft, muss aber ein Mindest maß an Verfassungs treue auferlegt werden, als dass dieser nicht davon ausgehen darf, den Staat,
die Verfassung oder deren Organe zu besei ti gen, zu beschimp fen oder verächtlich zu machen. Das gilt glei chermaßen für den dienstli chen wie den außer-
dienst li chen Bereich. Handelt ein Arbeit nehmer diesen Anfor derungen zuwi der, kann dies ein Grund für ei ne verhal tens beding te Kündi gung sein, wenn durch
den Loyalitäts verstoß ei ne konkrete Störung des Arbeits verhältnisses eingetreten ist (vgl. BAG, Urteil vom 06. Sep tember 2012, 2 AZR 372/11; veröffent licht
bei: BB 2012, 2367). Un abhängig davon kann durch dieses Verhal ten dem Arbeit nehmer die für die vertrag lich geschul dete Tätig keit erfor derli che Eig nung
fehlen, so dass ein personenbeding ter Kündi gungs grund im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 1 Alt. 2 KSchG vorliegt bzw. dies ei nen wichti gen Kündi gungs grund
darstel len kann im Sin ne von § 626 Absatz 1 BGB. Glei ches gilt für aufhetzen de, ausländerfeind li che Äußerungen oder Betäti gungen.

Die Treue pflicht aus dem TVÖD kann nicht so verstanden werden, dass al le Arbeit nehmer des öffentli chen Diens tes ei ner beamtenähnli chen und damit ge-
stei gerten Treuepflicht unterlägen. Das Maß der Treuepflicht, wel ches von ei nem Beschäftig ten des öffent li chen Diens tes ab zuverlan gen ist, sowie die Loya-
lität gegenüber der Verfassung bestimmt sich viel mehr nach der Stel lung und dem Aufgabenkreis, der den Beschäftigten laut Arbeits vertrag übertragen ist.
Dieser schul det ledig lich ein sol ches Maß an poli ti scher Loyalität, dass für die funkti onsgerechte Verrichtung sei ner Tätig keit unverzicht bar ist (BAG, Urteil
vom 06. September 2012, s. o.).

Ei ne personenbeding te Kündi gung kommt in Betracht, wenn dem Arbeit nehmer aufgrund sei ner Akti vitäten jedenfalls die Eig nung für die Ausübung der ver-
trag lich geschul deten Tätig keit fehlt. Im öffentli chen Dienst kann sich ein Eig nungs mangel aus begründeten Zwei feln an der Verfassungs treue des Arbeit neh-
mers ergeben. Diese ist Bestand teil des Begriffs Eignung in Arti kel 33 Absatz 2 GG. Akti ves Eintreten des Arbeit nehmers für ver fassungs feind li che Ziele oder
Organi sationen können entsprechende Zwei fel erwecken. Sie führen aber nicht ohne weiteres zur sozialen Recht ferti gung ei ner Kündi gung des Arbeits -
verhältnisses. Entschei dend ist, inwieweit die außerdienst li chen poli ti schen Akti vitäten in die Dienst stel le hin einwirken und ent weder die all gemei ne Aufga-
benstel lung des öffent li chen Arbeit gebers oder das konkrete Aufgabengebiet des Arbeit nehmers berühren (BAG, Urteil vom 12. Mai 2011, 2 AZR 479/09,
veröffentlicht bei: NZA-RA 2012, 43 ff.).

Ei ne verhal tens beding te - außerordent li che oder ordent li che - Kündi gung ei nes Arbeit nehmers wegen verfassungs feind li cher Tätig kei ten setzt voraus, dass
durch ei nen darin lie genden Verstoß gegen die Treuepflicht ei ne konkrete Störung des Arbeits verhältnisses eingetreten ist, sei es im Leistungs bereich, sei es
im Be reich der betrieb li chen Verbundenheit al ler Mit arbei ter, im personalen Ver trauens bereich oder im behördli chen Aufgabenbereich (BAG, Urteil vom 20.
Juli 1989, 2 AZR 114/87; in: BA GE 62, 256).

Ei ne personenbeding te Kündi gung kommt konkret in Betracht, wenn dem Arbeit nehmer aufgrund sei ner Akti vitäten jedenfalls die Eig nung für die Ausübung
der fraglich geschul deten Tätig keit fehlt. Es ist ent schei dend, inwieweit die außerdienst li chen poli ti schen Akti vitäten in die Dienst stel le hin einwirken und ent -
weder die all gemei ne Aufgabenstel lung des öffent li chen Arbeit gebers oder das konkrete Aufgabengebiet des Arbeit nehmers berühren. Das wiederum hängt
maßgeb lich davon ab, welche staat li chen Aufgaben der Arbeit geber/ Dienst geber wahrzunehmen hat, wel che Verhal tens pflichten den Arbeit nehmer ob liegen
und wel ches Aufgabengebiet innerhalb der Verwal tung er zu bearbei ten hat (BAG, Urteil vom 20. Juli 1989, s. o.).

Nach den Regelun gen des Tarifvertrages des öffentli chen Diens tes, die aufgrund arbeits vertrag li cher Bezug nahme hier auf das Arbeits verhältnis der Partei en
zur An wen dung gelan gen, sind die Beschäftig ten der Stadt M. verpflichtet, sich durch ihr gesamtes Verhal ten zur frei heitlich demokrati schen Grundordnung
im Sin ne des Grund geset zes zu bekennen. Eine entsprechende Verpflichtung ist durch die Unterschriftsleis tung unter dem Arbeits vertrag des Klägers, in dem
auf die Regelun gen des Tarifvertrages des öffentli chen Diens tes Bezug genommen wird, zu erkennen und in diesem Sinne auch als Erklärung des Klägers ab-
gegeben worden.

Die höchst richterli che Recht sprechung stellt jedoch darauf ab, wel chen Bezug zu der jeweils auszuübenden Tätig keit der jewei li ge Angestell te des öffent li -
chen Diens tes hat (BAG, Urteil vom 12. Mai 2011, s. o.).

Beamte unterliegen ei ner gestei gerten po li ti schen Treuepflicht. Diese fordert ihre Bereitschaft, sich mit der Idee des Staates, d. h. sei ner freiheitlich demo-
krati schen rechts- und sozi al staat li chen Ordnung zu identi fi zieren und dafür aktiv einzutreten. Beamte haben sich des halb von Grup pen und Bestrebungen zu
dis tanzieren, die den Staat, sei ne verfassungsmäßigen Organe und die gel tende Verfassungs ordnung angrei fen, bekämpfen und defor mieren. Dieser wei te
Umfang, der das Beamtenverhältnis prägenden Treuepflicht lässt sich nicht schematisch auf Beschäftig te des öffent li chen Diens tes übertragen, die in ei nem
pri vat recht li chen Dienst verhältnis zu ei nem öffentlich recht li chen Arbeit geber stehen und denen in der Regel kei ne hoheitli chen Befug nisse übertragen sind
(BAG, Ur teil vom 12. Mai 2011, s. o.). Bei der Fülle staatli cher Aufgaben gibt es durchaus Berei che, bei denen es für die konkret geschul dete Arbeits leis tung
im Rah men von Arbeits verhältnissen nicht auf die von Beamten verlang te besondere poli ti sche Loyalität ankommt. In diesen Berei chen können Arbeit nehmer
auch dann beschäftigt werden, wenn sie nur ein geringes Maß an poli ti scher Treue erfüllen. Würde man für alle An gehöri gen des öffent li chen Diens tes
gleichmäßig und unabhängig von ihrer Funkti on das Bestehen ei ner besonderen poli ti schen Treuepflicht annehmen, so würden damit poli ti sche Grundrechte
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der Arbeit nehmer, die Frei heit der Mei nungsäußerung (Arti kel 5 Absatz 1 GG) und die Frei heit, sich in ei ner Partei poli tisch zu betäti gen (Arti kel 21 Absatz 1
GG) - unnötig und unverhältnismäßig eingeschränkt.

Das Maß der ei nem Arbeit nehmer des öffentli chen Diens tes ob liegenden Treuepflicht ergibt sich daher aus sei ner Stel lung und im Aufgabenkreis, der ihm laut
Arbeits vertrag übertragen ist. Er schul det (nur) diejeni ge poli ti sche Loyalität, die für die funkti onsgerechte Amtsausübung unverzicht bar ist (BAG, Urteil vom
12. Mai 2011, s. o.).

Trifft den Arbeit nehmer nach den ihm übertragenen Funktionen kei ne Pflicht zur gestei gerten Loyalität ist er arbeits vertrag lich nicht verpflichtet, jederzeit
und auch außerdienst lich aktiv für den Bestand der poli ti schen Ordnung des Grund geset zes einzutreten. Je nach Stel lung und Aufgabenkreis kann er die Ver-
fassung schon dadurch wahren, dass er die frei heitlich demokrati sche Grundordnung jedenfalls nicht aktiv bekämpft (BAG, Urteil vom 20. Juli 1989, s. o.).

Aber auch für Beschäftigte, an deren Verfassungs treue wegen ihrer Tätigkeit - et wa als Lehrer, Erzieher oder Sozi al arbei ter, die glei chen oder zumindest ähn-
li che Anfor derungen zu stel len sind, wie an die in vergleichbarer Stel lung beschäftig ten Beamten, gilt, dass ein Tätig wer den für verfassungs feind li che Organi -
sationen für diese zwar Indi zi en für das Fehlen der Bereitschaft zur Verfassungs treue sind, für sich genommen aber als Eignungs mangel noch nicht al lei ne
aus rei chend. Anders als bei der Einstel lung, für deren Unterblei ben es grundsätz lich genügt, dass all gemei ne Zweifel an der Verfassungs treue begründet
sind, ob liegt es dem öffent li chen Arbeit geber im Kündi gungs schutz prozess, derarti ge Zwei fel durch bestimmte, auf den Arbeit nehmer und sei nem Aufgaben-
bereich bezogene Umstände zu konkreti sieren und so zu verdeut li chen. Aufschluss reich kann insoweit das dienst li che und außerdienst li che Verhal ten des Ar-
beit nehmers sein, wenn es über die Verfol gung verfassungs konfor mer Ziele der betreffenden Organi sati on hinaus geht. Von Bedeutung kann auch das
persönli che Verfassungs verständ nis des Arbeit nehmers und das Fehlen der Bereitschaft sein, sich von verfassungs feind li chen Zielen der Organi sati on, für die
er Eintritt, zu dis tanzieren (BAG, Urteil vom 12. Mai 2011, s. o.).

Auch der Europäische Gerichts hof für Menschenrechte (Straßburg) hat anerkannt, dass ein demokrati scher Staat das Recht hat, von sei nen Bediens teten -
jedenfalls in Abhängig keit von ihrer Funkti on - ein Bekenntnis zu zentralen Ver fassungs grundsätzen zu verlan gen, auf denen der Staat beruht. Es sei en, so
der Gerichts hof, auch die Erfahrungen in Deutschland während der Wei marer Zeit und der anschließen den Phase bis zur Verab schiedung des Grund geset zes
im Jah re 1949 sowie die Bestrebungen zu berücksichti gen, die Bundes republik Deutschland auf der Grundlage ei ner wehrhaften Demokratie aufzubauen
(EGMR Ent schei dung vom 22. No vember 2001 - 39799/98, veröffent lich bei: juris-online).

Es bedarf bei Arbeit nehmern mit einfacher poli ti scher Loyalitäts pflicht der genauen Prüfung, ob und ggf. mit wel chen Mitteln der Arbeit nehmer sel ber verfas-
sungs feind li che Bestrebungen fördern oder verwirk li chen will. Erst wenn entsprechende Akti vitäten deut lich machen, dass der Arbeit nehmer auch nur bei
einfacher Loyalitäts pflicht das erfor derli che Mindest maß an Verfassungs treue dauerhaft nicht aufzubringen bereit oder in der Lage ist, ist ei ne Kündi gung aus
Gründen in sei ner Person, gerecht fertigt (BAG, Urteil vom 06. Sep tember 2012, s. o.).

Die poli ti sche Betäti gung für ei ne verfassungs feind li che Partei kann als Grund für ei ne Kündi gung in Betracht kommen, wenn der Beschäftigte im öffentli chen
Dienst unter Berücksichti gung sei ner konkreten Funkti on oder staat li chen Aufgabenstel lung des Arbeit gebers nicht mehr als geeignet für sei ne Tätig keit an-
gesehen werden kann (LAG Baden-Würt temberg, Urteil vom 02. Juni 2009, veröffentlicht bei: EZA-SD 2009, Nr. 14). Akti vitäten für ei ne verfassungs feind li -
che Partei begründen al ler dings nur Zwei fel an der Eignung des Beschäftig ten. Es ist dabei fest zustel len, ob im Streitfall ei ne Partei mit verfassungs feind li -
cher Ziel set zung betroffen ist, es sich wei ter dahingehend negativ aus wirkt, dass die betroffene Partei nicht im Verfahren nach Arti kel 21 Absatz 2 Satz 2 GG
verboten worden ist. Dass mit dem Kündi gungs schutz verfahren befasste Gericht hat des halb selbst darüber zu befinden, ob die in Rede stehende Partei ver-
fassungs feind li che Ziele ver folgt (LAG Baden-Würt temberg, Urteil vom 02. Juni 2009, s. o.). Verfassungs wid rig ist ei ne Partei, die in ihrem poli ti schen Pro-
gramm darauf aus ist, die frei heitlich- demokrati sche Grundordnung der Bundes republik Deutschland zu beeinträchti gen oder zu besei ti gen. Diese frei heitli -
che demokrati sche Grundordnung ist gekennzeichnet durch "ein Ordnung, die unter Ausschluss jeg li cher Gewalt - und Willkürherrschaft ei ne rechtsstaat li che
Herr schaftsordnung auf der Grundlage der Selbst bestimmung des Vol kes nach dem Wil len der jewei li gen Mehrheit und der Frei heit und Gleichheit darstellt".
Zu den grund legenden Prinzi pi en dieser Ordnung gehören die Achtung vor den im Grund gesetz konkreti sierten Menschenrechten vor al lem vor dem Recht
der Persönlichkeit auf Leben und frei er Entfal tung, die Volks souveränität, die Gewal tentei lung, die Verant wort lichkeit der Regierung, die Gesetzmäßig keit der
Verwal tung, die Unabhängig keit der Gerichte, das Mehrpartei enprinzip und die Chancengleichheit für al le poli ti schen Partei en mit dem Recht auf verfas-
sungsmäßige Bil dung und Ausübung ei ner Opposi ti on (LAG Baden-Würt temberg, Urteil vom 02. Juni 2009, s. o.). Dabei ergeben sich die Ziele ei ner poli ti -
schen Partei nicht nur aus ihrem offi zi el len Par tei programm oder Satzung, viel mehr auch aus sonsti gen programmati schen Äußerungen. Dement sprechend
hat das Bundes verwal tungs gericht festgestellt, dass bei der National Demokrati schen Partei Deutschlands (NPD) ei ne Bekämpfung von Grund prinzi pi en der
Verfassungs ordnung und ei ne diesem wi dersprechende Ziel set zung fest gestellt werden kann (Bundes verwal tungs gericht, Urteil vom 28. November 1980 - 2
C 27.78; veröffent licht bei: Juris-Online). Demnach kann ei ne auch zugelas sene Partei verfassungs feind li che Ziele ver fol gen. Selbst verständ lich ist es nicht
Ziel und Aufgabe des Arbeits gerichtes, über die Verfassungs feind lichkeit und das Verbot ei ner Partei zu ent schei den. Dieses Monopol ob liegt dem Bundes ver-
fassungs gericht. Möglich ist jedoch die Einordnung der Ziele ei ner Partei als verfassungs feind lich. Dies darf bei der NPD, auch aufgrund der oben zi tierten
Ent schei dungen, als gegeben angesehen werden.

2. Im vor liegenden Fall geht das erkennende Gericht davon aus, dass dem Kläger bei sei ner Aufgabe als Kinderbetreuer/Hor terzieher eine gestei gerte Loya-
litäts pflicht, auch als Angestell ter im öffentli chen Dienst, zukommt. Das erkennende Gericht beruft sich hierbei auf die oben zi tierte Recht sprechung des Lan-
des arbeits gerichts Baden-Würt temberg, sowie des Bundes arbeits gerichts (LAG Baden-Würt temberg, Urteil vom 02. Juni 2009; BAG, Urteil vom 12. Mai
2011), wo nach Erziehern im Einzel fall ei ne gestei gerte Loyalitäts pflicht auferlegt werden kann. Genau dieser Vorgabe folgt das Gericht. Es ist zunächst fest-
zustel len, dass an die Erziehung, auch klei nerer Kinder, unabhängig von eventuel lem poli ti schem Unterricht, erhöhte Anfor derungen zu stel len sind. Hier
muss besonders geprüft werden, ob die Loyalitäts pflichten des Angestell ten im öffentli chen Dienst zwei felsfrei erfüllt werden oder aber ob sich starke Zwei fel
an diesen Loyalitäts pflichten ergeben, die ei nen personenbeding ten, auch wichti gen, Kündi gungs grund darstel len. Dem Kläger sind durch sei ne Tätig keit als
Erzieher zahlrei che Kinder im Al ter zwi schen 6 und 14 Jahren zur Betreuung anvertraut. Diese Betreuung wird innerhalb ei ner staatli chen Einrichtung organi -
siert. Ein erhöhter Anspruch an die Treuepflicht des Angestell ten im öffentli chen Dienst ist daher zu bejahen und war im vorliegenden Fall zu prüfen.

3. a) Zunächst ist festzustel len, dass die Kündi gung der Beklagten nicht an ei ner Zurückwei sung der Kündi gung durch den Kläger schei tert. Der kündi gende
Herr B. ist Lei ter des Personal amtes der Beklagten. Er ist zur Kündi gung berechtigt. Ei ner Vollmachtsertei lung bedurfte es nicht. Ei ne Zurückwei sung gemäß
§ 174 BGB ist in diesem Fall nicht möglich.

b) Die Beklagte hat die Frist zur Kündi gung eingehal ten, § 626 II BGB. Die Kündi gung erfolg te umgehend nach Anhörung des Klägers und Betei li gung des
Personal rates.

4. Der Beklagten steht ein außerordent li cher Grund zur Kündi gung zu. Dies aufgrund der fehlen den erfor derli chen Eig nung für die vertrag lich geschul dete
Tätig keit im Sinne eines personenbeding ten Kündi gungs grundes, § 1 Ab satz 2 Satz 1 KSchG.

Aufgrund ei ner Gesamtbetrachtung des grundsätz li chen Verhal tens des Klägers, soweit es zur Überzeu gung des Gerichtes als erwiesen feststeht, ergibt, dass
an der Eig nung des Klägers so hohe Zweifel berechtig terwei se bestehen können, dass er als ungeeignet erscheint, die vertrag lich geschul dete Leis tung zu er-
bringen. Der Kläger hat zwar in der mündli chen Verhandlung erklärt, er sei nicht Anhänger der als verfassungs feind lich einzustufenden po li ti schen Partei
"NPD" und erwähnte diese auch nicht. Es fehlt jedoch an ei ner mangelnden Dis tanzierung hinsicht lich dieser Partei, da für das Gericht feststeht, dass er an
Veranstal tungen der NPD teil genommen hat. So z. B. bei ei ner NPD-Kund gebung in Pirmasens, sowie ei nem anschließen den NPD-Grill fest. Die Teil nahme
steht für das erkennende Gericht fest, da der Kläger nicht ausrei chend sub stanti iert ei ne sol che Teil nahme bestrit ten hat. Des Wei teren ist der Kläger über
sein Facebook-Pro fil mit dem NPD-Stadt rat in M., C. H., befreun det. Das Gericht geht von ei ner Verwert barkeit des Vortrages der Beklagten hinsicht lich der
Unterhal tung zwei er Facebook-Pro fi le, sowohl un ter den Namen "G. N.", als auch unter dem Namen "T. N." aus.
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Die beklagte Stadt M. hat sei tenwei se Anlagen (beginnend mit Sei te 43 d. A., Anlage B 7 ff.) vorgelegt. Bei diesen handelt sich um ei nen Screenshot zwei er
Facebook-Pro fi le, die unter den Namen "G. N." sowie "T. N." bei Facebook zum Zeit punkt der Kündi gung online verfügbar waren.

Ein Be weis verwer tungs verbot aufgrund ei nes vom Kläger gerühmten Rechtes "am ei genen Bild" besteht nicht, da der Kläger selbst jene Bilder in sozialen
Netz wer ken verbrei tete, § 22 ff KUrhG.

Das Gericht geht davon aus, dass die Facebook-Pro fi le durch den Kläger persönlich betrieben und verwal tet werden. Zwar hat der Kläger mit ei nem Satz be-
strit ten, diese Facebook-Pro fi le würden ihm gehören. Dies genügt jedoch nicht der Darlegungs last des Klägers, nachdem die Beklagte zu diesen Facebook-
Profi len um fang reich vorgetragen hat, § 138 ZPO i.V.m. § 46 Absatz 2 ArbGG. Ein substanti ier tes Bestrei ten des Klägers wäre erfor derlich gewesen. Der ein-
fache Hinweis, dass es sich mögli cherwei se "um Facebook-Pro fi le an derer Personen handele", genügt nicht. Der Kläger hat nicht dargetan, warum dies nicht
sei ne Facebook-Pro fi le sein sol len, ob er überhaupt sel ber Facebook-Pro fi le betreibt, und, soweit er Kenntnis von diesen Facebook-Pro fi len als Nicht betrei ber
erlangt hätte, warum er keine Löschung oder sons ti ge Maßnahmen gegenüber der Pri vat firma Facebook veranlasst hat. Das einfache Bestrei ten genügte da-
her nicht. Für das Gericht stand daher fest, dass der Kläger Inhaber und Betrei ber der bei den frag li chen Facebook-Profi le ist. Der Vortrag der Beklagten ist
als bewiesen einzuordnen.

Aus weis lich dieser Facebook-Pro fi le hört der Kläger auch u. a. die Radiosender FSN und H8Machine. Bei diesen handelt es sich um unbestrit ten und erwiese-
nermaßen rechtsradi kale In ternetpropagandasender der Neonazi-Szene (Anlage B 9).

Ebenso hat in diesem Facebook-Pro fil Einklang gefunden, ein Ti tel bild (Co verbild), bei dem der Kläger ei ne gewalttäti ge Szene zwischen "Demons tranten"
und Poli zis ten nachgestellt hat. Unabhängig, wie diese Kampfszene einzuordnen ist, ist von der Beklagten unwi dersprochen vorgetragen worden, dass diese
Szene mit Betriebs mitteln der Beklagten, nämlich Kinderspiel zeug, wel ches im Ei gentum der Beklagten steht, nachgestellt worden ist. Damit ergibt sich ein
di rekter Dienst bezug zur Tätig keit des Klägers. Es ist daher davon auszugehen, dass der Kläger, mögli cherwei se während der Dienstzeit, jedoch auf jeden
Fall unter Zuhil fenahme und Einsatz von Betriebs mitteln der Beklagten, für die Erziehung von Kindern völlig ungeeignete gewaltverherrli chende Szenen nach-
spiel te. Der Kläger hat dazu aus geführt, dass es sich mögli cherwei se um ei ne Szene aus dem linksradi kalen Be reich handeln könnte. Soweit der Kläger dies
als Zugeständ nis, jedoch bezogen auf ei ne andere poli ti sche Ausrichtung, verstanden wissen will, erkennt das Gericht darin vor al lem Fol gendes: Der Kläger
hat ei ne gewaltverherrli chende Szene mit Betriebs mitteln der Beklagten nachgestellt, dies in den Räumen der Beklagten. Er hat das davon abfotografierte
Bild öffent lich wei terverbrei tet, dies außerdienst lich. Ei ne gewaltverherrli chende Akti vität des Klägers ist jedoch bereits in diesem Einzel fall damit für das Ge-
richt deut lich fest zustel len. Die Ge waltverherrli chung ergibt sich durch die Nachstel lung ei ner Straßenkampfszene, bei der Fi guren blutüberströmt am Boden
liegen (Anlage B 10).

Die rechtsradi kale Ein stel lung des Klägers ergibt sich auch aus dem Verhal ten des Klägers an ei ner Bushal testel le im De zember 2013/ Januar 2014 ge-
genüber ei nem vorbei lau fenden Kind. Zwar handelt es sich dabei um ein grundsätz lich außerdienst li ches Verhal ten, jedoch ist auch hier ein Dienst bezug fest -
zustel len, da die dem Kläger zugeschriebene Äußerung im Bei sein ei ner Arbeits kol legin fiel. Für das Gericht steht nach Durchführung der Beweis aufnahme
vom 10. März 2015 fest, dass der Kläger auf Vorhalt, ein vorbei lau fendes Kind könne sein ei genes sein, öffentlich äußerte: "Dann hätte er Springerstiefel an
und würde ein rotes Band am Arm tragen."

Das Tragen ei ner roten Armbinde sowie das Benut zen von Springerstiefeln ist ein typi sches Erkennungs zei chen der rechtsradi kalen Sze ne. Die Äußerung des
Klägers kann unter Bezug nahme auf die Geschichte der Bundes republik Deutschland, die Bemühungen der Bundes republik Deutschland und den Aufbau ei -
nes demokrati schen und nicht national sozialis ti schen Rechts staates nur als geschmacklos bezeichnet werden. Besonders schwer wiegt für das erkennende
Gericht hierbei, dass diese Äußerung über ein Kind und gegenüber ei ner Kindererzieherin fiel. Die benannte Zeugin, Frau K., hat in der Beweis aufnahme am
10. März 2015 die dem Kläger zugeschriebene Aussage ohne Umschwei fe und konkret bestäti gen können. Das Gericht geht daher davon aus, dass durch die
Aus sage der glaubwürdi gen Zeugin, die klar und deut lich, kurz und knapp, sachlich und in ruhi gem Tonfall den Vorfall bestätig te, als erwiesen anzusehen ist.
Aus dieser Äußerung ist zu schließen, dass ganz erhebli che Zwei fel an der Eignung des Klägers im Sinne einer Verfassungs treue und der Vertei di gung der
frei heitlich-demokrati schen Grund ordnung der Bundes republik Deutschland bestehen müssen.

Der Kläger hat nicht bestrit ten, dass er Klei dung der Marke "Thor Stei nar" zu ei nem früheren Zeitpunkt getragen hat. Die Marke "Thor Stei nar" ist bekannter-
maßen ei ne ausschließli che Klei dungs marke der Neonazi szene. Auch dieses zeigt, dass die Weltanschauung des Klägers von rechtsradi kalem Ge dankengut
geprägt ist.

Des Wei teren steht für das Gericht fest, dass der Kläger Hooli gan und Anhänger des SV Wald hof Mannheim ist. Dem Kläger gegenüber besteht ein Stadi on-
verbot.

Verwert bar war für das Gericht die Aus sage der kundi gen Szenebeamtin im Gerichts verfahren des Amtsgerichts Mannheim 24 CS 503 JS 28799/13 (vgl. Bl.
380 d. A., Protokoll der Haupt verhandlung, Strafgericht). Dort wurde der Kläger, zwi schen den Partei en unstrei tig, als Hooli gan der sogenannten Kategorie B
mit Nähe zur Kategorie C eingestuft. Die Kategorie C gilt als gewaltsuchende Fans, Kategorie B zählt als gewaltberei te/ gewaltgeneigte Fans. Bei de Kategori -
en sorgen für Besorg nis hinsicht lich der Eig nung des Klägers.

Der Um stand, gewaltberei ter Fan, -unabhängig von der Einordnung in 'C' oder 'B'-, des Mannhei mer Vereins SV Wald hof Mannheim zu sein al lei ne, begründet
noch kei nen Zweifel an der Verfassungs treue des Klägers. Im Zusammenspiel mit den anderen erwiesenen Eigenschaften und Verhal tens wei sen des Klägers
ergibt sich jedoch für das Gericht, ei ne Nicht geeignetheit des Klägers für die geschul dete Tätig keit. Ei ne zumindest in wei ten Tei len rechtsradi kale Ge sinnung
in Ver bindung mit ei ner grundsätz li chen Nei gung zur Gewalt, lässt die Aufgabe ei nes Kindererziehers/ Hortbetreuers als für den Kläger nicht zu erbringende
Leistung darstel len. Die in dem Sinne, als dass davon ausgegangen werden muss, dass der Kläger für die Erziehung und Betreuung der Kinder als nicht ge-
eignet angesehen werden kann.

Sei ne Gewaltbereitschaft im Sinne der Fußball szene ergibt sich auch aus dem beim Kläger im Spind gefundenen Baseball schläger der Hooli ganszene. Der
Baseball schläger durfte in das Verfahren auch eingeführt werden, da von ei ner Tatkündi gung aus gegangen wird. Ei ne vorheri ge Anhörung des Klägers war
nicht erfor derlich. Der Sachverhalt weist ei ne enge Beziehung zu den bis heri gen Vorgängen auf, so dass er auch nach Zugang der Kündi gung in das Verfah-
ren eingeführt werden konnte (BAG Urteil vom 10.6.2010, 2 AZR 541/09 in: NZA 2010,1227). Die ser zusätz li che Kündi gungs-teil begründungs umstand ist
der Beklagten erst zu ei nem späteren Zeitpunkt bekannt gewor den, konnte jedoch im vorliegenden Verfahren verwen det werden. Es ist darauf hinzuwei sen,
dass der Baseball schläger im Dienstspind des Klägers gefunden worden ist. Auch hier ist bereits zum wiederhol ten Male von ei nem Dienstbezug des Verhal -
tens des Klägers auszugehen.

5. Aufgrund der Erkenntnisse des Gerichtes, steht für die Kammer fest:

Der Kläger verfolgt ein rechts radi kales Welt bild. Der Kläger hat deut li che Sympathi en für die verfassungs feind li che Partei NPD. Dem Kläger ist es nicht
möglich, strikt zwi schen dienst li chem und außerdienst li chem Verhal ten zu trennen, dies zeigt sich auch daran, dass er mit Betriebs mitteln der Beklagten
mehrfach sei ner Gesinnung nachgegangen ist. Der Kläger macht aus sei ner rechtsradi kalen Ge sinnung auch kei nen Hehl, in dem er öffentlich für sei ne Ziele
eintritt sowie in den sozialen Netz wer ken dafür wirbt. Die Eignung zur Erziehung von Kindern und zur Betreuung von Kindern in Einrichtungen der Beklagten
muss dem Kläger daher deut lich ab gesprochen werden.

Es ist der Beklagten nicht zumut bar, auch nur ei nen Tag länger den Kläger wei terhin in der Kinderbetreuung/ Hort betreuung einzuset zen. Die Kam mer
schließt sich den Vorgaben der Oberrichterli chen Recht sprechung des Landes arbeits gerichts Baden-Würt temberg und des Bundes arbeits gerichts insbesonde-
re in dem Punkt an, als dass an die Tätigkeit ei nes Kindererziehers/Kinderbetreuers erhöhte Anfor derungen im Sinne eines Angestell ten des öffent li chen
Diens tes zu stel len sind, da dieser staatli chen Aufgabe, für die Kläger eingesetzt ist, ei ne ganz besondere Bedeutung und Verant wor tung zukommt. Es ist da-
her der Argumentati on der Beklagten zu fol gen, dass der Kläger als ungeeignet für die geschul dete Tätig keit eingestuft werden muss. Der Beklagten steht
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damit ein personenbeding ter Kündi gungs grund zur Verfügung, dies im Sinne einer außerordent li chen Beendi gung des Arbeits verhältnisses. Die Klage ist da-
mit unbegründet.

Die Kla ge war damit ab zuwei sen.

II.

Ne ben entscheidun gen

1. Die Kostenent schei dung beruht auf § 46 Ab satz 2 ArbGG i.V.m. § 91 ZPO. Der Kläger hat als unterlegene Partei die Kos ten des Rechts streits zu tragen.

2. Die Streit wert festset zung beruht dem Grunde nach auf § 61 Absatz 1 ArbGG. Der Höhe nach auf § 42 Absatz 2 GKG, Viertel jah resverdienst.
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